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MehrGeld fürBaslerMädchenkantorei
DerGrosse Rat spricht zusätzliche Beiträge, damit der Verein dieMiete bezahlen kann.

Hans-Martin Jermann

DieKnaben- unddieMädchen-
kantorei Basel erhalten für die
Jahre 2022 bis 2025 vom Kan-
tonmehrGeld: Um20000 auf
95000 Franken pro Jahr
steigen die Staatsbeiträge im
Falle der Knabenkantorei,
gar um 40000 Franken auf
115000 Franken jene derMäd-
chenkantorei. So hat es der
GrosseRatgesternMittwochbe-
schlossen.DieRegierungwollte
beidendengleichenZustupf zu-
kommen lassen. Eine knappe
Parlamentsmehrheit beschloss
allerdings,beiderMädchenkan-
torei ab 2023 20000 Franken
zusätzlich draufzupacken.

GrundsinddiehöherenMie-
ten imMusikzentrumDon Bos-
co,wodieMädchenkantorei seit
2020 einquartiert ist (die bz be-
richtete). LautVereinundPräsi-
dialdepartement ist es nicht ge-
lungen, ein anderes geeignetes
Lokal zu finden. Marianne
Hazenkamp (GAB) argumen-
tierte, dass Gleichbehandlung
zwischenKnabenundMädchen
nicht zwingend gleiche Staats-
beiträge bedeuten müsse. «Die

Voraussetzungen sind nicht
gleich und müssen berücksich-
tigt werden.» So hat die ältere
Knabenkantorei mit dem Bi-
schofshof auf dem Münster-
hügel seit vielen Jahrzehntendie
gleicheBleibe.Die 1991gegrün-
deteMädchenkantoreihabevon
Schulhaus zu Schulhaus wech-
seln müssen, bis sie 2020 ein
ständiges Lokal gefunden hat.

SVP-Grossratfindet20000
Frankenmehrverkraftbar
SashaMazzotti (SP) fügtean,die
Mädchenkantorei habe nicht
beim erstbesten Angebot zuge-
sagt.AuchseiderMitgliederbei-
trag erhöht worden. Zu den Be-
fürwortenden höherer Beiträge
ausdemrot-grünenLagergesell-
te sich Felix Wehrli (SVP): «Be-
strafen Sie nicht die Kinder für
diese schwierige Situation»,
mahnte er die Bürgerlichen.
20000 Franken zusätzlich pro
Jahr seien verkraftbar; in den
kommendendreiBeitragsjahren
habe der Kanton nun Zeit, doch
eine günstigere Lösung für die
Mädchenkantorei zu finden.

Von den Bürgerlichen kam
scharfe Kritik an der zusätzli-

chen Beitragserhöhung – aus
grundsätzlichenÜberlegungen:
«Esdarfnicht sein,dasseinVer-
ein ein Mietverhältnis eingeht,
das er sich nicht leisten kann,
und dann erwartet, dass der
Staat in die Bresche springt»,
sagte Jenny Schweizer (SVP).

Weitere Sprechende von LDP,
FDP und der Mitte warnten vor
einem«gefährlichenPräjudiz».

Auch der zuständige Regie-
rungspräsident Beat Jans (SP)
bekundete sein Missfallen über
die von der vorberatenden Bil-
dungs- und Kulturkommission
(BKK) eingebrachte Erhöhung.
«DieRegierunghateinProblem,
wenn ihreVorschläge regelmäs-
sig zuGunstenhöhererBeiträge
übersteuert werden.» Was Jans
nicht explizit sagte, aber wohl
meinte: Das schwächt die Posi-
tion der Regierung in Verhand-
lungenmitanderenEmpfängern
von Staatsbeiträgen. Eine knap-
peMehrheit liess sichvondiesen
Gegenargumenten allerdings
nicht abbringen.

Neben der Mädchen- und
KnabenkantoreiwurdenBeiträ-
ge an drei weitere Institutionen
der musikalischen Bildung ver-
abschiedet:DerVereinKnaben-
und Mädchenmusik Basel 1841
erhält neu 192000 Franken pro
Jahr (29000Frankenmehr),die
Musikwerkstatt Basel 330000
und der Musikverband beider
Basel 110000 Franken (beide
unverändert).

«BestrafenSie
nichtdie
Kinder für
die schwierige
Situation.»

FelixWehrli
SVP-Grossrat

Grosser Rat in Kürze
Kindertankstellenkönnen
auch imWinter öffnen

DieLeistungsvereinbarungzwi-
schen den Robi-Spiel-Aktionen
und dem Kanton Basel-Stadt
sieht eine Finanzierung für die
Kindertankstellen auf der Cla-
ramatte und im Oekolampad
nur vonFrühlingbisHerbst vor.
Doch sie sollen auch imWinter
finanziertwerden, verlangte ein
Budgetpostulat. Dafür hat der
Grosse Rat gestern zusätzliche
53000Franken gesprochen. In
einem nächsten Schritt bezieht
die Regierung Stellung. (bz)

Regierung rügt
Engelberger für Video

Gesundheitsdirektor Lukas En-
gelberger (Mitte) trat in einem
Video des Nein-Komitees zur
Primaten-Initiative auf.Das lös-
te Diskussionen und eine Inter-
pellation aus. Regierungspräsi-
dentBeat Jans (SP) sagtnun,das
Vorgehen Engelbergers sei
«nicht optimal» gewesen. Es
habe aber keine unangemesse-
ne Beeinflussung der Debatte
gegeben. (sil)

ExterneStaatsanwaltschaft
untersuchtNazifrei-Demo

2018 kam es bei der «Basel na-
zifrei»-DemozuGummischrot-
einsatz der Basler Polizei. Im
Dezember wurde eine Anzeige
gegendie Polizei sowie die Bas-
ler Staatsanwaltschaft einge-
reicht. Erstere soll Beweisema-
nipuliert haben, zweite soll
diese wissentlich vor Gericht
verwendet haben. Nun ist klar:
Für die Untersuchungen gegen
dieStaatsanwaltschaftwirdeine
externeBehördeeingesetzt.Das
sagt Justizdirektorin Stephanie
Eymann (LDP) imGrossenRat.
Die Polizeiarbeit werde jedoch
von der Basler Staatsanwalt-
schaft untersucht. (sil)

DiegrossenNamensollen’s richten
Gleich zwei Grossräte und eineGrossrätin treten für den zweitenWahlgang in Riehen an.

Tobias Gfeller

Es hat sich in den letzten Tagen
abgezeichnet, trotzdem ist der
Schritt der Allianz aus SP, EVP
und Grünen aussergewöhnlich:
Nicht etwa EVP-Kandidat Da-
niele Agnolazza, der im ersten
Wahlgang der Bestplatzierte
unter den Nichtgewählten war,
sondern Edibe Gölgeli soll für
Mitte-links einen zusätzlichen
Sitz imGemeinderatholen.Ein-
wohnerratAgnolazzadistanzier-
te die SP-Grossrätin doch deut-
lichum189Stimmen.Nunzieht
er sich zu Gunsten der Allianz
zurück. Mit je einer Kandidatur
von SP und EVP soll möglichst
das komplette Wählerpotenzial
von der Mitte bis links abgeholt
werden.

Christine Kaufmann (EVP)
tritt wie erwartet im zweiten
Wahlgang fürdasPräsidiuman,
während sich SP-Kandidat Gui-
do Vogel zurückzieht. Auch der
GemeinderatskandidatderGrü-
nen,BélaBartha, tritt zumzwei-
tenWahlgang nichtmehr an.

Mit ihrem Topresultat bei
den Einwohnerratswahlen – sie
erzielte am drittmeisten Stim-
menallerKandidierenden–sieht
sichEdibeGölgeli vonderBevöl-
kerung getragen. «Das Resultat
zeigteauch,dass ichsehrwohl in
Riehen verankert und vernetzt
bin», sagtdieSP-Grossrätinund
verweistdamitaufStimmen,die
ihr genau das in Abrede gestellt
hatten. Ihr gehe es auch darum,
dass der Gemeinderat vielseiti-
ger aufgestellt ist. «Ich vertrete
auch jüngere Generationen, Fa-
milienundgenerell kompetente
Frauen», frohlocktdieBetriebs-
ökonomin. Die Verhandlungen
zwischenSPundEVPseiennicht

hart abgelaufen.Allehättenein-
gesehen, dass dies die beste
Variante für Mitte-links sei.
«Und als klar stärkste Kraft im
Einwohnerrat sindzweiSitze im
Gemeinderat für die SPnicht zu
viel verlangt.»

EinAnwalt gegen
denDoppelspurausbau?
Die Bürgerliche Allianz schickt
wie erwartet Daniel Albietz für
das Präsidium ins Rennen. Der
Mitte-Gemeinderat undGross-
rat erzielte im erstenWahlgang
das Bestresultat. Den vierten

Gemeinderatssitz für die Bür-
gerlichen verteidigen soll SVP-
Grossrat Stefan Suter, der am
Sonntagneu indenEinwohner-
rat gewähltwurde.Der 57-jähri-
ge Anwalt wurde vor zwei Jah-
ren bekannt, als er für die SVP
für den Basler Regierungsrat
kandidierte.

Sutergilt imbürgerlichenLa-
ger über SVP-Kreise hinweg als
wählbar,weil er sich selbernicht
alsParteisoldaten sieht.DasEx-
ekutivamt imGemeinderat reize
ihn,meintderaktuellePräsident
der Finanzkommission des

GrossenRats. Suternenntexpli-
zit den Streit um den Doppel-
spurausbaudurchRiehen.Seine
Erfahrungen als Anwalt wären
für die bevorstehenden Rechts-
streitigkeiten hilfreich. «Ich
habe lange für das Jahrbuch
z’Rieche in der Redaktion mit-
gewirkt und damals einen aus-
führlichen historischen Artikel
überdiemassivenEnteignungen
beimBauderWiesentalbahn im
19. Jahrhundert verfasst. Das
Thema interessiert mich sehr.»
Als«unabhängigerDenker», als
den er sich selber bezeichnet,

werde es für ihn kein Problem
sein, das ganze bürgerliche La-
ger von seinen Fähigkeiten und
Ansichten zu überzeugen.

Nichtunerwartet ziehensich
auch die Grünliberalen mit
ihrem Kandidaten David Moor
zurück. Er holte für den Ge-
meinderat im ersten Wahlgang
1955 fürdasPräsidium351Stim-
men. Seine Wählerschaft wird
mitentscheiden,werdenSprung
ins Präsidium schafft. Eine
Empfehlung für den zweiten
Wahlgang will die GLP aber
nicht abgeben.

SVP-Grossrat Stefan Suter gilt im bürgerlichen Lager als über SVP-Kreise hinweg wählbar. Bild: Kenneth Nars (16.9.2020)

Hirzbrunnen:GrosserRatwill
bedienteGGG-Bibliothek
Mehrheit findet: Kinder sollen unbegleitet Zugang haben.

Gut gemeint ist nicht immer gut
gemacht: Die Gesellschaft für
das Gute und Gemeinnützige
(GGG) will das Open-Library-
Konzept einführen. So können
die Bibliotheken auch ausser-
halb der eigentlichenÖffnungs-
zeiten am frühen Morgen oder
am Abend via Chip im Mitglie-
derausweisbetretenwerden.Die
kostensenkende Massnahme
solltealsZusatzangebotundBei-
trag an die Niederschwelligkeit
angepriesenwerden.

Die Filiale im Hirzbrunnen
sollte, so das mit der Regierung
abgesprocheneKonzept, als ein-
zige über keine bedienten Öff-
nungszeiten mehr verfügt. We-
genHaftungsfragenhättenKin-
der und Jugendliche unter
18 Jahren die Bibliothek nicht
mehrohneBegleitungbesuchen
können. Der Aufschrei imHirz-
brunnen, wo viele Familien le-
ben, war gross. Der Grosse Rat
hatgesternmit63zu17Stimmen
bei 2 Enthaltungen eine Erhö-
hung des Jahresbeitrags um
121000 Franken beschlossen.
Damit sollen in der Hirzbrun-
nen-Bibliothek weiterhin be-

diente Öffnungszeiten angebo-
tenwerden.Dies sei zurLeseför-
derung von Kindern wichtig,
hiess es in der Debatte. Als Mo-
dell dient das neueAngebot der
GGG-BibliothekBreite:Diese ist
von Dienstag bis Freitag von
14.30bis 18 UhrsowieamSams-
tagvon11bis 16Uhrmitberaten-
dem Personal geöffnet. Ausser-
halbdieserZeiten sinddieFilia-
len täglich von 6 bis 22 Uhr
unbedient als Open Library of-
fen – auch sonntags. «Die GGG
hat an der Bevölkerung vorbei
geplant», sagte Barbara Heer
(SP). Das Parlament habe bloss
die Möglichkeit, die Öffnungs-
zeitenviahöherenStaatsbeitrag
sicherzustellen. Besserwäre ge-
wesen, die Regierung hätte be-
reits bei den Verhandlungen
zumLeistungsauftragdaraufge-
achtet.DieRegierungwolltekei-
ne zusätzliche Erhöhung für die
FilialeHirzbrunnen:Derordent-
liche Beitrag für 2022 bis 2025,
der ohnehin leicht erhöht wor-
den sei, müsse reichen, meinte
Regierungspräsident Beat Jans,
drangaberbeiderRatsmehrheit
nicht durch. (haj)


